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ArcheausEis
In San Diego frieren Forscherinnen Zellen bedrohter
Tiere ein. So konnte das AsiatischeWildpferd im
Labor vor demAussterben bewahrt werden. Jetzt
wird das Nördliche Breitmaulnashorn gerettet.
Seite 66
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Infantino
irritiertmit
schrägem
Auftritt

Es war der Auftritt, auf den alle
gewartet hatten, die dem heuti-
gen Anpfiff der WM in Katar kri-
tisch entgegensahen: Was würde
Fifa-PräsidentGianni Infantino an
der Pressekonferenz, die gestern
in Doha stattgefunden hat, der
Weltöffentlichkeit sagen?Würde
er auf die Menschenrechtslage
oder die Bestechungsvorwürfe zu
sprechen kommen, welche die
Welt seit Jahren bewegen? Nein.
Stattdessen verstieg er sich in
einem kapriziösen PR-Stunt zur
Behauptung, dass es der Fifa zu
verdanken sei, dass heute «jeder
und jede, alle» in Katar willkom-
men seien. «Wer kümmert sich
um die Arbeiter? Die Fifa macht
das, (...) dieWMmacht das – und,
um gerecht zu sein, Katar macht
es auch.» Westlichen Kritikern
warf er Doppelmoral vor: «Was
wir Europäer in den vergangenen
3000 Jahren gemacht haben, da-
für sollten wir uns für die nächs-
ten 3000 Jahre entschuldigen,
bevor wir moralische Ratschläge
verteilen», sagte Infantino. (fh.)

Mandarf
dieKandidatur
vonHans-Ueli Vogt
nicht unter-
schätzen. Es kann
nochvielpassieren.
Andrea Hämmerle, Alt-Nationalrat,
über das Zweierticket der SVP für
die Bundesratswahlen. Seite 10

Ausgerechnet der europäische
Ableger der bankrotten Krypto-
börse FTXhatte bei der Schweizer
Finanzmarktaufsicht eine Lizenz
beantragt. Das hat die «NZZ am
Sonntag» erfahren.

«FTX ist kein Einzelfall», sagt
der Finanzmarktexperte Hans
Kuhn: «Ein halbes Dutzend aus-
ländischer Kryptohandelsplätze
hat schon Interesse an einer

Kryptobörsendrängennach
FTX-Pleite indieSchweiz

Ansiedlung in der Schweiz ge-
zeigt und bereits auch konkrete
Schritte unternommen, um sich
hier regulieren zu lassen.» Und
Rechtsanwalt Marcel Hostettler
konstatiert, dass das Interesse am
Standort Schweizmit den Proble-
men von FTX «noch einmal ge-
stiegen ist». (stä.)

Seite 25

DieAnhörung vonKindern in
Schulsachen ist nicht in allen
Kantonen geregelt. Das führt
zuFrust undFehlentscheiden.
RenéDonzé

«Noch immer werden in Schulen
Entscheide über Kinder gefällt,
ohne dass sie dazu angehört wer-
den», kritisiert Irène Inderbitzin,
Geschäftsleiterin der privaten
Ombudsstelle für Kinderrechte.
An diesemSonntag ist es 33 Jahre
her, seit die UnodieKinderrechts-
konvention verabschiedet hat.
Diese schreibt ein Anhörungs-
recht für Kinder in allen sie be-
treffenden Belangen fest. In der
Schweiz wird dies noch heute
nicht flächendeckendumgesetzt.

Wie eine Umfrage zeigt, haben
etliche Kantone noch kein An-
hörungsrecht der Kinder in ihren
Schulgesetzen verankert. Und
selbst wo dies der Fall ist, hapert

Schweizer
Schulen
verletzen
Kinderrechte

esmanchmal in der Praxis. Immer
wieder muss die Ombudsstelle
Kindern und Jugendlichen zu
ihrem Recht verhelfen: etwa
einem Mädchen, das von der
Schule gewiesen werden sollte,
ohne dass man mit ihm gespro-
chen hatte. Erst nach Interven-
tion der Ombudsstelle und imGe-
sprächmit dem Kind wurde klar,
dass es gemobbt wurde.

Demgegenüber ist ein An-
hörungsrecht bei Scheidungen
und Kindesschutzmassnahmen
national vorgeschrieben. Den-
noch wird es auch in diesen Be-
reichen nicht immer angewendet.
Laut Inderbitzin geschehe das
teilweise aus der falschen Idee,
die Kinder vor unbequemen Fra-
gen schützen zu wollen. Oder
ganz einfach, weil die Fachleute
ungenügend ausgebildet sind.

WelchesGeheimnisverbergen
TutanchamunsGrabkammern?
Seite 49

ToxischeLiebe:MitdiesenPop-Songs
überlebtmandenKummer
Seite 79
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Nunbeginntder
Technologie-Krieg
umMikrochips
Seite 20
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Classepolitique
TianaMoser, Logistikerin, lebt
in einer Patchwork-Familie. Das
ist bisweilen hochkomplex: So
kam die Grünliberale diese
Woche direkt aus Zürich ins
Bundeshaus. Aber die schicken
Schuhe für einen wichtigen
Abendtermin waren noch in der
Berner Wohnung im Marzili.
Deshalb deponierte ihr Partner
Matthias Aebischer (SP) die rich-
tigen Schuhe beim Weibel der
Staatspolitischen Kommission.
Dieser übergab dann Moser für
einmal nicht vertrauliche Kom-
missionsunterlagen. Sondern
das passende Schuhwerk.

Albert Rösti, Gipfelstürmer,
wird umbenannt. Der Berner
SVP-Nationalrat, Kronfavorit für
die Maurer-Nachfolge im Bun-

desrat, bekam von der «Welt-
woche» flugs einen neuen Vor-
namen verpasst: Adolf. Ups, ein
freudscher Verschreiber! Adolf,
so heisst der andere berühmte
Kandersteger, Adolf Ogi. Und
der scheute sich als Bundesrat
bekanntlich nie, der Parteispitze
die Stirn zu bieten. Das SVP-Blatt
hat wohl Angst, dass sich die
Geschichte mit Bundesrat Rösti
wiederholen könnte.

TianaMoser
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E ImKantonAargauwerden
bald Entscheide von
Computern gefällt. Das
schweizweiteNovumstösst
auf Kritik.MirkoPlüss

Die Zukunft ist jetzt – zumindest
im Kanton Aargau. Laut einem
Gesetzesentwurf soll künstliche
Intelligenz (KI) künftig erst-
instanzliche kantonale Ver-
waltungsentscheide «vollständig
automatisiert» fällen – ohne das
Zutun eines Menschen. Das Ziel:
die Verwaltung vonRoutinefällen
entlasten. Die Maschine könnte
unter anderem bei der Bearbei-
tung von Bewilligungsgesuchen,
welche elektronisch eingereicht
werden, zumEinsatz kommen.

Wie, das steht in einemBericht
des Kantons: «Der Algorithmus

Künstliche IntelligenzersetztBeamte
prüft die Angaben. Aufgrund vor-
definierter Regeln oder trainings-
basierter KI ist er in der Lage,
einen korrekten Entscheid selb-
ständig zu fällen», heisst es darin.
Ist man im Aargau daran, die Be-
amten abzuschaffen?

Die Automatisierung solle vor-
läufig einzig bei «Massengeschäf-
ten» zum Einsatz kommen, er-
klärt Volker Studer, interimisti-
scher Leiter des Rechtsdiensts.
«Es geht vor allem um Wenn-
dann-Entscheide in erstinstanz-
lichen Verfahren», sagt er. Als
Beispiel nennt er das Stipendien-
wesen: «Grundsätzlich entschei-
det zuerst ein Mensch über ein
Stipendiengesuch», sagt Studer.
Werde dieses später erneut ein-
gereicht, könnte aber «ein voll-
automatisiertes Verfahren zum
Einsatz kommen, um anhand der

Vermögens- und Einkommens-
daten über die weitere Gewäh-
rung zu entscheiden». Ein Einsatz
ist auch bei der Festlegung von
Abwassergebühren oder Alkohol-
steuern angedacht.

«Wir lassen nicht einfach eine
KI auf die Bevölkerung los», ver-
spricht Studer. «Wir wollen
sicherstellen, dass jeder Betrof-
fene immer weiss, wenn ein
Entscheid automatisch erfolgt.»
Zudem werde man gegen einen
Entscheid bei der gleichen Be-
hörde eine Einsprache einlegen
können – beurteilt werde dieser
von einemMenschen.

Ein Algorithmus, der über An-
liegen von Bürgern entscheidet:
Mit diesem radikalen KI-Ansatz
ist der Kanton Aargau digitaler
Vorreiter. Doch für AngelaMüller,
Leiterin der NGO Algorithm-

Watch, gehen die Pläne viel zu
weit. Automatisierte Systeme
könnten zwar auch in der Verwal-
tung sinnvoll sein, sagt sie. «Doch
eine Software, die vollständig
automatisiert und ohnemensch-
liche Überprüfung Entscheide
trifft, hat zumindest in bestimm-
ten Bereichen einer Kantonsver-
waltung nichts verloren.» Sie be-
fürchtet, die Entscheide könnten
für Betroffene nicht nachvoll-
ziehbar sein. Dies stehe einer
transparentenVerwaltungsarbeit
entgegen. Und: «Entscheide, die
von einer KI gefällt werden, ber-
gen die Gefahr von Diskriminie-
rung und Ungleichbehandlung.»

Die Gesetzesanpassung befand
sich bis Freitag in der Vernehm-
lassung, nun muss sie das Parla-
ment passieren. Geplant ist die
Einführung auf Anfang 2025.

RenéDonzé

Das Mädchen hat kräftig Dampf
abgelassen, nun soll es dafür büs-
sen.Weil die 11-Jährige handgreif-
lich geworden ist, will sie die Leh-
rerin nichtmehr in der Klasse. Die
Schulleitung informiert die Mut-
ter, dass ihre Tochter, nennenwir
sie Lisa, nicht mehr tragbar sei.
ImRaumstehen folgende Fragen:
Soll Lisa vorübergehenddie Klas-
se wechseln? Soll sie aus der
Schule ausgeschlossen werden?
Oder muss sie gar in ein Heim?
Nicht im Raum steht die Frage:
Warum hat sich das Mädchen ei-
gentlich so benommen? Mit ihr
geredet hat niemand.

So wie Lisa geht es auch ande-
ren Kindern in der Schweiz.
«Noch immer werden in Schulen
Entscheide über Kinder gefällt,
ohne dass sie dazu angehört wer-
den», sagt Irène Inderbitzin. Sie
ist Geschäftsleiterin der privaten
Ombudsstelle für Kinderrechte,
die vor zwei Jahren ihren Betrieb
aufgenommen hat. Dabei hat die
Uno bereits vor 33 Jahren die Kin-
derrechtskonvention verabschie-
det, die besagt, dass Kinder ernst
genommen und respektiert wer-
den müssen. Mehr noch: Sie ha-
ben den Status eigenständiger
Rechtssubjekte. Es darf nicht ein-
fach über sie verfügt werden. Sie
dürfen sichwehren. Theoretisch.

Kantonale Unterschiede
Die Realität ist eine andere. Lisa
ist eines von rund 700 Kindern,
die bis heute von der neuen
Ombudsstelle unterstützt wur-
den. Dabei geht es hauptsächlich
umProbleme imZusammenhang
mit Scheidungen, Kindesschutz-
massnahmen sowie Schul- und
Gesundheitsthemen. Beispiels-
weisewill eineMutter der jugend-
lichen Tochter Verhütungsmittel
verbieten. Zwei Geschwister
haben Angst vor dem Besuchs-
wochenende beim Vater, eine
Jugendlichewurde beim Sprayen
erwischt, ein Junge erlebt Gewalt
in der Familie.

Sofern der oder die Betroffene
einverstanden ist, nimmt dieOm-
budsstelle Kontaktmit Behörden,
Eltern und anderen Involvierten
auf und versucht, Lösungen zu
vermitteln, die auch die Sicht der
Kinder und Jugendlichenmit ein-
bezieht. Das gelinge oft gut, sagt
Inderbitzin. Denn grundsätzlich
sind Kinderrechte heute gesetz-
lich verankert, etwa wenn es um
Scheidungen oder Kindesschutz-
massnahmen geht.

Nicht so aber in Schulangele-
genheiten. Da Bildung Sache der
Kantone ist, gibt es dazu auch
kein eidgenössisches Gesetz. Und
in den Kantonen herrscht in Be-

MitsprachederSchüler:ungenügend

zug auf Kinderrechte in Schulen
Wildwuchs. Das bestätigt eine
Studie aus dem Jahr 2020 zur
Umsetzung der Kinderrechts-
konvention: «Es scheint, dass die
Partizipationsrechte undder Ein-
bezug des Kindes in schulischen
Belangen gesamtschweizerisch
(noch) nicht als prioritär angese-
henwerden.» Die Autorin Sandra
Hotz vermisst solche Regelungen
etwa in interkantonalen Abkom-
men. Sie moniert auch, dass der
Lehrplan 21 bezüglich Partizipa-
tion nicht expliziter ist.

Tatsächlich gibt es grosse Un-
terschiede zwischen den Kanto-
nen bezüglich Kinderrechten in
den Schulen, wie eine Umfrage
dieser Zeitung bei 16 Deutsch-
schweizer Kantonen zeigt. Die
Hälfte von ihnen kennt kein oder

bloss ein rudimentäres Mitspra-
cherecht. ImKantonGraubünden
ist es laut Auskunft der Medien-
stelle «im Schulgesetz nicht vor-
geschrieben, dass Schülerinnen
und Schüler bei schulischen Ent-
scheiden angehört werden müs-
sen». Im Thurgau heisst es bloss,
dass Lehrpersonen sowie Schul-
leitungen undBehörden «die per-
sönlichenVerhältnisse der Kinder
bei schulischen Entscheidungen
imAuge zu behalten» haben.

Andere Kantone kennen ein
mehr oderweniger explizitesMit-
spracherecht. So steht etwa im
Zürcher Volksschulgesetz: «Die
Schülerinnen und Schüler wer-
den an den sie betreffenden Ent-
scheiden beteiligt, soweit nicht
ihr Alter oder andere wichtige
Gründe dagegen sprechen.» Ob
und wie dies dann umgesetzt
wird, steht auf einem anderen
Blatt. Darumwill der Zürcher Re-
gierungsrat genauer hinschauen.
Er hat ein Postulat des Kantons-
rats zur Sicherstellung der Umset-
zung der Kinderrechtskonvention
entgegengenommen – und aner-
kennt damit ein Verbesserungs-

InderSchweiz fehlt eine flächendeckendeRegelungderKinderrechte andenSchulen, kritisierenExperten
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Umeine Situation zu verstehen, braucht es auch die Sicht des betroffenen Kindes:Wandtafel im BundesasylzentrumBasel. (28. 8. 2019)

potenzial. Es brauche «eine Klä-
rung betreffend allfälliger formel-
ler Verbesserungen», sagt Bil-
dungsdirektorin Silvia Steiner.

Doch selbst dort, wo das Ge-
setz die Anhörung der Kinder
verlangt, wird dies nicht immer
gelebt. Was es konkret bedeutet,
wenn Behörden über die Köpfe
der Kinder hinweg entscheiden,
geht aus Beispielen der Ombuds-
stelle hervor. So musste sie sich
etwa für ein Kind mit Behinde-
rung einsetzen, das bloss zwei
Tage in die Schule gehen durfte,
weil fünf Tage für den Schul-
betrieb zu belastend gewesenwä-
ren. Oder sie kümmerte sich um
einen Jugendlichen, den die Be-
hörden in eine geschlossene Insti-
tution gesteckt hatten, ohne sich
um seine schulische Situation zu
kümmern. Die Ombudsstelle
sorgte für eine ambulante Lösung,
so dass der Jugendlicheweiter ins
Gymnasium gehen konnte.

Aber auch ausserhalb der
Volksschule werden Kinder nicht
immer angehört, obwohl ihnen
das Recht zusteht: Bei Eheschei-
dungen und Trennungen ge-

schieht dies nur in rund zehn
Prozent der Fälle. Auch viele Kin-
desschutzmassnahmen erfolgen
noch immer ohne Einbezug der
Betroffenen selbst, obwohl dieser
im Zivilgesetzbuch festgehalten
ist. So betreute die Ombudsstelle
zwei fremdplatzierteHalbbrüder,
denen die Kindes- undErwachse-
nenschutzbehörde (Kesb) den
Kontakt untersagt hatte. Oder
eine suizidale Jugendliche, wel-
che die Kesb in ein Heim stecken
wollte, obwohl die 15-Jährige
grosse Angst vor den Mitbewoh-
nerinnen hatte.

Ausbildungmangelhaft
Wie kommt es zu solchen Fällen?
«Oft hat es mit der falschen Idee
zu tun, dass man ein Kind nicht
nochmit persönlichen Befragun-
gen belasten will», sagt Inderbit-
zin. Zudem seien noch immer
viele Juristen und Behördenmit-
glieder nicht gewohnt, die Sicht
der Kindermit einzubeziehen. Es
fehle an der Ausbildung in Ge-
sprächsführungmit Kindern und
Entwicklungspsychologie. Dar-
umbrauche es nebst gesetzlichen
Grundlagen noch viel Aufklärung
und Schulung.

Sowohl im Schulbereich als
auch bei denKesbwehrtman sich
gegen den Eindruck, es werde an
Kindern vorbei entschieden.
ChristianHugi, Präsident des Zür-
cher Lehrerverbands, sagt, es lie-
ge in der Natur der pädagogi-
schen Arbeit, auf die Bedürfnisse
der Kinder einzugehen. «Und das
wird auch im Schulalltag so ge-
lebt.» Und DianaWider, General-
sekretärin der Konferenz für Kin-
des- und Erwachsenenschutz,
verweist darauf, dass in den Kesb
auch Sozialarbeiterinnen arbeite-
ten und die Kesb nicht nur juris-
tisch agiere. «Aber natürlich gibt
es Unterschiede bei der Art und
Weise der Anhörung.» Zudem sei
es nicht einfach, stets genügend
gut ausgebildete Fachkräfte zu
finden. Inderbitzin stellt fest,
dass die Sensibilität für das
Thema zunimmt. «Die Entwick-
lung geht in die richtige Rich-
tung», sagt sie.

Lisa hatte übrigens Glück. Die
Ombudsstelle vermittelte zwi-
schen dem Kind und der Schul-
leitung, die 11-Jährige wurde an-
gehört. «Es stellte sich heraus,
dass dasMädchen in dieser Schu-
le gemobbt wurde», erzählt In-
derbitzin. Die Schule ging die
Mobbing-Situationmit professio-
neller Unterstützung an. Lisa
durfte in der Klasse bleiben.

Die Ombudsstelle wird noch
bis 2025 privat geführt. Danach
will der Bund eine parlamentari-
sche, eidgenössisch finanzierte
Kinderombudsstelle installieren.

Esdarf nicht über
Kinder verfügt
werden. Sie dürfen
sichwehren.
Theoretisch.

Irène Inderbitzin, Geschäfts-
leiterin derKinderombudsstelle.
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Viele werden nie Bundesrat, Daniel Jositsch aber hat
sich blamiert – so lautet dermediale Tenor, seit der
Zürcher amFreitag die Nomination seiner Partei ver-
fehlte. Eine «vernichtende Niederlage» sei dies für
Jositsch,mit «Zwängerei» und einem «Egotrip» habe er
sich «ins Abseits manövriert». Das Gegenteil ist der Fall.
Jositsch hat seine Ziele erreicht. Er lancierte eine
Debatte darüber, ob die SP alle Männer kategorisch von
derWahl in den Bundesrat ausschliessen soll. Und
holte damit jeneWählerinnen undWähler ab, die den
aktuellen Kurs ihrer Partei mit Unbehagen verfolgen.
Exakt diese Rolle nahm vor nicht allzu langer Zeit die
Juso ein. Als die SP noch verhältnismässigmoderat
politisierte, sorgte bei der Juso ein gewisser Cédric
Wermuth für Furore.Wermuth konsumierte öffentlich
Marihuana, protestierte splitternackt gegen «Bonzen»,
stellte Bundesrätin Doris Leuthard als Schlächterin dar
und forderte den Bankrott der UBS. Das hatte System,
es wurde von der damaligen Leitung der SP toleriert,
die Juso galt als Stachel im Fleisch der Partei. Mittler-
weile hat sie in der SP das Zepter übernommen. Nur ein
paar Versprengte halten noch den früheren Kurs, Unbe-
irrbare wie Jositsch, der nun seinerseits den Störenfried
spielt und die Breite der SPmarkiert. Vermutlich ist ihm
die Parteileitung heimlich dankbar dafür. Jonas Projer

Daniel Jositsch istdieneueJuso
–ermarkiertdieBreitederSP

Bundesratswahl

Noch vor kurzem galt FTX als eine besonders seriöse
Kryptobörse. Ihr Firmenwert betrug 32Milliarden
Dollar. Jetztmuss FTX abgewickelt werden.Wenn nicht
alles täuscht, hat das Unternehmen des hochgejubelten
SamBankman-Fried das Geld seiner Kunden veruntreut
und verzockt. Die FTX-Pleite stellt einenWendepunkt
dar: Die ersten Käufer von Bitcoin und Co. sahen in
Kryptowährungen eine Alternative zumherkömm-
lichen Finanzsystem. Ihr libertäres Ideal war eineWelt
ohne Banken und staatliche Regeln. Das tönt sympa-
thisch, öffnete aber zwielichtigen Figuren Tür und Tor.
Diewilden Jahre sind jetzt vorbei. Nun gewinnt ein
altmodisches Ideal an Bedeutung: Sicherheit. Die
meisten Anleger wollen ihre Token in der Obhut eines
staatlich beaufsichtigten Anbieters wissen. Gleichzeitig
ersuchen Kryptofirmen, die in einer rechtlichen Grau-
zone gross geworden sind, umEinlass ins traditionelle
Finanzsystem. Siemöchten reguliert werden. Dafür
kämen sie gerne in die Schweiz, wo viel Know-how in
Sachen Blockchain vorhanden ist. ImGegensatz zu
anderen Finanzplätzen sind die hiesigen Gesetze bereits
Krypto-tauglich. Jetzt gilt es, diese Vorteile auch auszu-
spielen. Das Zeitfenster dafür ist klein.Markus Städeli

DieSchweiz sollte
ihreChancenutzen

Kryptowährungen

Wir schreiben das Jahr 2022, und in der ganzen aufge-
klärtenWelt ist es selbstverständlich, dass Kinder und
Jugendliche angehört werden, bevor über sie entschie-
denwird. Auf der ganzenWelt? Nein, ein paar Kantone
halten es offenbar nicht für nötig, entsprechende Para-
grafen in ihre Schulgesetze zu schreiben. Und selbst wo
dies der Fall ist, hapert es in der Praxis. Es geht hier nicht
um eine Banalität. Längst ist erwiesen, dass der Einbe-
zug die Kinder stärkt und zu besseren Ergebnissen führt.
Im umgekehrten Fall können Kinder gebrochenwerden,
wenn über sie verfügt wird. 33 Jahre nach Verabschie-
dung der Uno-Kinderrechtskonvention ist es höchste
Zeit, dass diese Erkenntnis auch in den hintersten Amts-
und Schulstuben des Landes ankommt.René Donzé

Armutszeugnis fürSchulen
Kinderrechte

Die eben zu Ende gegangeneWelt-
klimakonferenz in Ägypten zeigt
uns: ImKampf gegen die Erderwär-
mungmüssenwir viel mehr tun.

ZumBeispiel bei unseren Immobilien, die
gerade in der Schweiz eine sehr wichtige
Rolle zur Erreichung der Klimaziele spielen.
45 Prozent unseres Endenergiebedarfs
entfallen auf Gebäude. 75 Prozent davon
betreffen das Heizen. Unsere Gebäude sind
insgesamt für 25 Prozent aller Treibhausgas-
emissionen verantwortlich. Und es wäre
eigentlich ein Leichtes, diesen Energiebedarf
massgeblich zu senken:Mit einer zeitgemäs-
sen Gebäudehülle und einermodernenHei-
zung liesse sich der Energiekonsumumbis
zu 70 Prozent reduzieren.
Derzeit wird hierzulande jedoch jedes

Jahr nur zirka ein Prozent der Gebäude ener-
getisch saniert. Ein Hauptproblem liegt bei
der hohen Anzahl an Renditeliegenschaften.
62 Prozent der Schweizer Bevölkerung leben
inMietwohnungen. Die Entscheidung über
eine energetische Sanierung trifft die Eigen-
tümerschaft. Das Problem: Die wirtschaft-
lichen Anreize für energetische Sanierungen
sind viel zu klein. Das ändert sich leider auch
mit der im September vorgeschlagenen
Revision des CO2-Gesetzes nicht. ImGeset-
zesentwurf sind zwar Förderbeiträge und
Steuererleichterungen vorgesehen, aber
unwesentlichmehr, als es schon gibt. Es ist
unmöglich, damit den vomBund postulier-
ten Energieverbrauch bei Gebäuden bis
2030 um 30 Prozent zu reduzieren.
Die Schweiz braucht kreative neue Ideen.

Die Lösung liegt in einem neuen Anreiz-
system, das sich am deutschen CO2-Stufen-
modell orientiert. Ich schlage deshalb ein
Energie-Stufenmodell für Gebäude vor, das
auf folgender Tatsache basiert: Je schlechter
ein Gebäude gedämmt ist, je älter zumBei-
spiel die Heizung oder die Fenster sind,
umso höher sind die Energiekosten. Die
Mieter leiden unter hohen Energiekosten,
ohne selbst wirklich gegensteuern zu
können.Mit diesem neuen Energie-Stufen-

modell müsste beiWohnungenmit einer
besonders schlechten Energiebilanz der
Vermieter künftig 90 Prozent und dieMieter
10 Prozent der Energiekosten tragen.Würde
das Gebäude hingegen einem effizienten
Minergie-Standard entsprechen,müsste
der Vermieter keine Kostenmehr tragen.
Er könnte die Kosten nun auf dieMieter
umlegen, aber nur, wenn gewisse definierte
Energiestandards erreicht wären. Nun läge
es amMieter, durch sein Verhaltenweitere
Energie- und Nebenkosten einzusparen.
Die politische Umsetzung eines solchen

Energie-Stufenmodells ist durchausmöglich.
Damit die Hauseigentümer aber zustimmen
können, braucht es flankierendwesentlich
bessere finanzielle Anreizsysteme. Studien
belegen, dass erst Förderbeiträge über
30 Prozent der Investitionskostenwirksam
sind. Dazu zählen umfangreichere steuer-
liche Abzugsmöglichkeiten für energetische
Gebäudesanierungen sowie einfachere
gesetzlicheMöglichkeiten, Gebäude auf-

zustocken, um den Return on Investment für
die energetische Sanierung zu verbessern.
Für private Eigentümer von Renditeliegen-
schaften bietet sich die Einführung eines
Gebäudemodernisierungsfonds an, wie von
Swisscleantech vorgeschlagen.
Das Energie-Stufenmodell wird zweifellos

eine grosseWirkung entfalten.Wennwir es
auch noch schaffen, parallel dazu die Ent-
scheidungsgrundlagen derMarktteilnehmer
im Immobiliensektor zu verbessern, sindwir
ein grosses Stück vorwärtsgekommen.Was
meine ich damit? Bei jedemKühlschrank
und jedemFernseher wird ausgewiesen,
wie energieeffizient er ist. Nicht so bei den
Gebäuden: Hier ist nicht automatisch
ersichtlich, wie die Energiebilanz ist. Die
Lösung liegt in einem obligatorischen
Gebäudeenergieausweis. Er stärkt das Pro-
blembewusstsein und ermöglicht derMieter-
schaft, bessere Entscheidungen aufgrund
der deklarierten Energiebilanz zu treffen.
Eigentlich gäbe es in der Schweiz jamit

demGebäudeenergieausweis der Kantone
GEAK ein geeignetes Instrument, das aber
leider aus diversen Gründen noch keine allzu
grosse Verbreitung erfahren hat. Die Einfüh-
rung eines Obligatoriums ist darumüber-
fällig. Auch der Bund könnte, wenn er wollte,
aktiver sein. Zwar sind für solcheMassnah-
men laut Bundesverfassung «vor allem» die
Kantone zuständig. Der Verfassungstext lässt
hier also durchaus Spielraum. Es wäre darum
an der Zeit, ein Energielabel auf nationaler
Ebene zu lancieren.
Mit kombinierten Aktionen könnte die

Schweiz in einemBereich, der ganzwesent-
lich zur Klimaerwärmung beiträgt, ent-
scheidend gegensteuern. Mit einem neuen,
wirksamen Anreizsystem (Energie-Stufen-
modell), mit neuen, politisch klugen Förder-
massnahmen sowiemit der Befähigung
des Konsumenten (Mieters), bei seinen
Entscheiden die Vermietermit der Energie-
effizienz desMietobjekts zu konfrontieren
(Energielabel), liesse sich das Ruder noch
herumreissen.

DerexterneStandpunkt

Eigentümer, die aufdieDämmung ihrerGebäudeverzichten, sparen
Geld.DenPreisdafürbezahlendieMietermit höherenEnergiekosten.
DieserFehlanreiz gehörtbeseitigt, findetBernhardLanzendörfer

EsbrauchteinneuesEnergiemodell
fürunsereMietliegenschaften
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